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1 Kurzbeschreibung des Vorhabens  

Bei der Erschließung eines Baugebiets mussten Kanäle im Trennsystem, Wasserleitungen sowie Strom- 

und Kommunikationsleitungen verlegt werden.  

2 Problemstellung 

Der Bodenaushub musste auf Grund geogen bedingter Gehalte in die Verwertungsklasse Z 2 nach Ver-

füll-Leitfaden eingestuft werden. Ein Wiedereinbau im Fahrbahnbereich der neu zu errichtenden Er-

schließungsstraße war nicht möglich, da der Boden auf Grund seines hohen Sulfatgehalts nicht verdich-

tungsfähig war und nur eine unzureichende Tragfähigkeit aufwies. Wegen seines Gipsanteils konnte der 

Boden auch nicht mit Bindemitteln soweit aufbereitet werden, dass er verdichtungsfähig geworden wäre, 

da der Boden dabei aufgequollen wäre. Die Aushubmassen mussten deshalb mit Tauschmaterial verfüllt 

werden.  

Ungefähr 4.000 m³ Aushubmaterial wären zur Deponierung angestanden. 

3 Lösungsweg mit Rahmenbedingungen 

Um eine kostspielige und wenig ökologische Entsorgung zu vermeiden, wurde von den neuen Baugrund-

stücken der Oberboden abgeschoben und das überschüssige Aushubmaterial im Auftrag der Kommune 

im Baugebiet, dessen Untergrund die gleichen geogenen Gehalte wie das Aushubmaterial aufwies, ein-

planiert. Im Anschluss wurde der Oberboden wieder aufgetragen. Das Niveau der Erschließungsstraße 

musste hierdurch ebenfalls entsprechend angehoben werden. Die Überhöhung im Vergleich zum Urge-

lände ist auf dem Titelbild gut zu erkennen. 

Abb. 1: Skizze der durchgeführten Maßnahmen und Geländeauffüllungen 
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4 Rechtliche Hinweise 

Mantelverordnung: Umlagerungen von Bodenmaterial unterliegen nicht der Ersatzbaustoffverordnung, 

sondern der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (vgl. hierzu § 1 Abs. 2 Nr. 3 Ersatzbau-

stoffV). 

In Gebieten mit erhöhten Schadstoffgehalten in Böden ist eine Verlagerung von Bodenmaterial innerhalb 

des Gebietes zulässig, wenn die in § 2 Abs. 2 Nr. 1 und 3 Buchstabe b und c des Bundes-Bodenschutz-

gesetzes genannten Bodenfunktionen nicht zusätzlich beeinträchtigt werden und insbesondere die 

Schadstoffsituation am Ort des Aufbringens nicht nachteilig verändert wird (§ 6 Abs. 4 BBodSchV). Die 

Gebiete erhöhter Schadstoffgehalte können von der zuständigen Behörde generell oder im Einzelfall, 

z. B. in Bezug auf ein einzelnen Baugebiet, festgelegt werden. 

Baurecht (Art. 57 Abs. 1 Nr. 9 BayBO i.V.m. Art. 68 Abs. 8): Aufschüttungen mit einer Höhe von > 2 m 

oder Auffüllflächen mit einer Fläche von > 500 m² sind baurechtlich genehmigungspflichtig.  

Der beabsichtigte Ausführungsbeginn ist der zuständigen Behörde frühzeitig, jedoch mindestens eine 

Woche vorher, anzuzeigen (Baubeginnsanzeige). 

Kreislaufwirtschaftsgesetz (§3 Abs. 1): Da das Bodenmaterial unmittelbar wiederverwendet wurde, 

unterlag es nicht dem Geltungsbereich des KrWG. Es muss aber trotzdem sichergestellt sein, dass die 

weitere Verwendung im Rahmen der jeweils einschlägigen Rechtsvorschriften und Regelwerke erfolgt. 
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